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Koslenordnung der LuftiahrlVerwaltung 

Vom 8. November 1966 


Aul (Jos ^ :A Aiis. 1 Sai./ 1 Nr. 13 des Lull- 

ve’'k(o’1.0 cloi lAissiing vom 22. Oktober 
196 j j S. 1720) wird .im Einverneh- 

niHü. .r|f.^ri JA.]ndosaiiiiisua n dco' Einaozcn und für 
W.i.i l schal! nii; Ziisl imininuj des Bundesrales 


S' i 

(bundsa 1/ 

(1) i..)j(' L'jUfaiii Hiohoiden ei h(d)en. für VerwaE 
lungsdkic und P* iif 1 cjlir|k(Ml<'n itn Bereich der Luft- 
fahrtverwallun.-;? (Atnislia.ti(.jli!n<j(^n) Kosten (Gebüh¬ 
ren .i und .\iislrir]<:'ni nacii dit'SfM Verordnung. 

(2i KosU n, di(/ voi> (uiku Bundesbebörde erhoben 
wej'den. slehcai ch^m Band, Kosten, die von einer 
Lanrlesl:)el’.('.i!'(j(,' {nliotKa) werden, stehen dem Land 
zu. 

§ 2 

Ko.slenschiiJdner 

(If Zii]- Zaiduju! den' KosUni ist verpftichtet, 

1. wer dic' Vujrnahnu' dei' Amtshandlung beantragt 
oder sonst verün.Ud)l hat^ 

2. derjenige, /u d(‘,ssen GnnsUni die Amtsbandliing 
vorgencunnicm wi rd, 

3. wen die KesieMSchidd durch Vertrag oder durch 
Erklärung grujcnuihei d(n Behörde übernommen 
hat odin für die* KosUmschiild kraft Gesetzes 
haftet. 

(2) Me’ii'eri' Knstensehutdiier hatten als Gesaml- 
Schuldner. 

(3.! Buiui rinc, Lruidei sind von öov Zahlung der 
Kosten Ix^ioa.'. snwc'it sicJi nicht um. Sonder- 
veriirogrrn, kduhndnnisch (unc|erichiete Betriebe und 
bet.ri.e 1)^,w i r 1 s<J iaft i i cJi (■ l' n t rnc^hmen oder Ein.ridi- 
luiigen de.> Bund('s unc dei Lander handelt. 


§ 3 

Gebühren 

(1) Die flöhe der Gebühr bemißt sich nach § 12. 

(2) Bei Rahmengebühren für die Atntshandlungon 
der Behörde ist die Gebühr zu bemessen nach 

1. dem mit der .Amtshandlung verbundenen Verwal¬ 
tungsaufwand, soweit Aufwendungen nicht als 
Auslagen gesondert berechnet werden, 

2. der Bedeutung und dem wirtschaftlichen Wert der 
Angelegenheit sowie dem Interesse des Be¬ 
günstigten an der A.mtshandlurig. 

(3) Für die Musterzulassurig von Luftfahrtgerät 
sind als Zusatzgebühr 4 Deutsche Mark für jede 
Arbeitsstunde zu entrichten, die für die Durchfüh¬ 
rung der notwendigen Untersuchungen durch Ange¬ 
hörige der zuständigen Behörde aufgewendet wird. 

§ 4 

Auslagen 

(1) Als Auslagen sind zu erstatten 

1. die an Sachverständige zu zahlenden Vergütun¬ 
gen und Reisekosten, 

2. bei Geschäften außerhalb der Dienststelle die den 
amtlich Beteiligten zustehenden Reisekostenver- 
güturigen sowie sonstige Aufwendungen, 

3. Anfwendungen, die durch einen besonderen An¬ 
trag entstehen, 

4. Auslagen im Planleststellungsverfahren, soweit 
sie die Hälfte der in § 12 Abschnitt IV Nr. 7 lest- 
gesetzten Höclistgebühr übersteigen. 

(2) Die für die Prüfung von Luftfahrtpersonal ent¬ 
stehenden Auslagen —- einschließlich der Reise¬ 
kosten ^ tür Mitglieder der Prüfungsräte sind in 
den Gebührensätzen (§12 Abschnitt 11) bereits ent¬ 
halten. Dies gilt nicht für den praktischen Teil der 
Prüfling von Flugnavigatoren. 

(3) Bei dev Berechnung der besonderen Aufwen¬ 
dungen nach Absatz 1 Nr. 3 können die Mindesl- 
koston für Ferngespräche und Fernschreiben pau¬ 
schal mit jo 5 Deutsche Mark angesetzt werden. 
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§ 

Kosten bei Ablehnung und Rücknahme 
eines Antrages 

(1) KosUvn W(ud(m auch dann erhoben, wenn der 
Antrag auf Vornahine einer Amtshandlung ganz 
oder teilweise abgelehnt wird. Die Gebühr kann in 
diesen Feil len bis zur Malile der Gebühr ermäßigt 
werden, dic^ üir die Vornalnne der beantragten 
Amtshandlüng zu (»rherben gewesen wäre. Wird ein 
Antrag nur weg cm Un/uslundigkeit der Behörde ab- 
gelehnt, werden Cj(g)ührcvn nicht erhoben. 

(2) Eine Gebühr wird nicht (erhoben, wenn der An¬ 
trag zurückgenommen wird, bevor mit seiner Prü¬ 
fung begonnen wurde. Wenn ein Antrag auf Vor¬ 
nahme einer Amtshandlung zurückgenommen wird 
oder sich auf andere Weise erledigt, nachdem die 
Behörde seine Prüfung begonnen, aber noch nicht 
beemdet hat, wird ein Zcdnitel bis zur Hälfte der Ge¬ 
bühr erhoben. 

§ 6 

Gebühren in besonderen Fällen 

Wird eine Zulassung, Erlaubnis, besondere Be¬ 
rechtigung oder Genehmigung erneuert oder ihre 
Gültigkeit verlängert, so wird die Hälfte der für ihre 
Erteilung festgesetzten Gebühr erhoben. Für die Be¬ 
schränkung oder die Anordnung des Rühens auf Zeit 
wird ein Drittel der Gebühr erhoben. 


§ 7 

Entstehung, Fülligkeit, Beitreibung 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Beendi¬ 
gung der Amtshandlung, bei Vorliegcn eines An¬ 
trages mit dessen Eingang. Die Pflicht zur Erstattung 
von Auslagen entsteht mit der Vornahme der Hand¬ 
lung, die die Aufwendung des zu erstattenden Be¬ 
trages erfordert. 

(2) Die Kosten werden mit Bekanntgabe ihrer 
Festsetzung fällig. 

(3) Die Kosten werden nach den für die Voll¬ 
streckung von öffentlich-rechtlichen Geldforderun¬ 
gen gellenden Vorschrillen beigetrieben. 


§ 8 

Vorschuß, Zurückbehaltung von Urkunden 

(1) Die Vornahme der kostenpflichtigen Amls- 
handlung kann von der Zahlung eines Vorschusses 
oder einer Sicherheitsleistung bis zur Höhe der vor¬ 
aussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen 
abhängig gemacht werden. 

(2) Urkunden (zum Beispiel Zulassungsscheine, 
Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausweise), die im Zu¬ 
sammenhang mit der kostenpflichtigen Amtshand¬ 
lung erteilt werden, können bis zur Zahlung der 
Kosten zurückbeh alten oder an den Kostenschuldner 
•auf dessen Kosten unter Postnachnahme übersandt 
werden. 

§ 9 

Stundung und Erlaß 

Gebühren können 

a) aus Gründen der Billigkeit auf Antrag in Aus¬ 
nahmefällen oder 

b) wenn es das öffentliche Interesse verlangt 
gestundet oder ganz oder teilweise erlassen werden. 

§ 10 

Nachholung und Berichtigung der Kostenfestsetzung 

Eine unterbliebene Festsetzung der Kosten ist von 
Amts wegen nachzuholen. Eine fehlerhafte Kosten- 
festselzung kann berichtigt werden. 

§ 11 

Verjährung 

(1) Der Anspruch auf Zahlung der Kosten und der 
Erstattiingsanspruch des Kostenschuldners verjähren 
in zwei Jahren, Ist nach Landesrecht eine längere 
Verjährungsfrist vorgesehen, gilt diese für Kosten¬ 
forderungen des Landes. 

(2) Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des 
Jahres, in dem die Kosten fällig geworden sind. In 
dem Fall des § 5 Abs. 2 Satz 2 beginnt sie mit dem 
Ablauf des Jahres, in dem der Antrag zurückgenom¬ 
men worden ist oder sich auf andere Weise erledigt 
hat. Ist die Kostenfestsetzung unterblieben, beginnt 
die Verjährung zwei Jahre nach Ablauf des Jahres, 
in dem die Amtshandlung beendet worden ist. 


§ 12 

Gebührensätze 


I. Zulassung von Luftfahrtgerät 
1. Musturzulassung (§ 4 der Luttverkehrs-Zulassungs-Ordnung — LuftVZO —) 
a) Flugzeuge 


mit e 

in(rni höchsi.zulässigen Fluggewicht 

DM 

bis 

2 000 kg 


120,— 

über 

2 000 kg bis 

5 700 kg 

160,— 

über 

5 700 kg bis 

14 000 kg 

200,— 

über 

14 000 kg bis 

50 000 kg 

600,— 

über 

50 000 kg bis 

100 000 kg 

1 200,— 

über 

100 000 kg 


2 400,— 
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b) Drc'bflüglei 

(Hub-, Trag- und Flugschrauber) 

() Lull schifte 

d) MolorSegler 

e) S 0 g o 1 flug z oug e 

f) Re man nie Ballon (' 

g) e rs onen 1 a 11 sc.hi m (' 

h) Slartgeräle 

j ed och Sia r I w i n cI (* n 

j] FlugmoLoren 

mit. einer liöchslzulässigen SLartleislung oder 
7,11 lassi g e n St a r 1.s ch 11 b 


bis 

200 

PS 

od(U 

300 

kp 


äben 

200 

f^S 

bis 

500 

PS 

oder 


300 

kp 

b i s 

1 000 

kp 


übe 1 

500 

PS 

bis 

1 000 

PS 

oder 


1 000 

kp 

bis 

5 000 

kp 


über 

1 000 

PS 

ode 1 

über 

5 000 kp 


j ed oc h Flu g rn o lo t c'n fü r Moto]'segler 

k) Propeller 

Feste Propeii(M und einslellbare Propeller 
Versiellpropefler 

l) Funkgeräte 

soweit sie zum Einbau in Luftfahrzeuge nach 
bis 6 LuftVZO bestimmt sind 

2. Änd(M‘ung d(u' Muslmzulassung (§ 5 LuftVZO) 


DM 

Gebührensätze wie für 
Flugzeuge 

200,— bis 600,— 
60,— 
30.— 
50, - 
30 — 

20,— bis 400,— 
40,— 

einem höchst- 

100 ,— 

200 ,— 

300,— 

400,— 

50,— 

50,— 

100 ,— 


1 Abs. 1 Nr. 1 

50,— bis 500,— 

Ein Zehntel bis zur 
Hälfte der Musterzulas¬ 
sungsgebühr 


3. Verkehrszulassung (§ 10 LuftVZO) 

a) Flugzeuge einschließlich Motorsegler mit einem höchstzulässigen 
Fluggewicht 

bis 1 000 kg 

über 1 000 kg bis 2 000 kg 

über 2 000 kg bis 5 700 kg 

über 5 700 kg bis 14 000 kg 

über 14 000 kg bis 50 000 kg 

über 50 000 kg bis 100 000 kg 

über 100 000 kg 

b) Drehflügler 

(Hub-, Trag- und Flug sch rau her) 

c) Luttsebitfe 

d) Sogclflugzeuge 

e) Bemannte Ballone 

1) Sonstiges Liifttabrtgerät, soweit es nach der Prüfordnung für 
Luff fa h r fg e i'a t ]) r ii fp fl ichtig ist 


20 , - 
40,— 
80,— 
100 ,— 
300,— 
600,— 
1 200 ,— 


Gebührensätze wie für 
Flugzeuge einschließ¬ 
lich Motorsegler 

100,— bis 300,— 

10 ,— 


20 ,— 

Gebührensätze wie für 
vergleichbares Luft¬ 
fahrtgerät, höchstens 
jedoch 500,— 
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g) s()ii(‘n((.iI [schi i iik^ 
bcsürnnil sind 


s()W(Ml, sie nicht zur Rettung aus Luftnoj; 


B(‘cinlragt. di(^s(*lbe Person, die den Antrag auf Musterzuiassung 
(Jru's l.ullfahii.gerals gesbJII hat, nach Erteilung der Musterzulas¬ 
sung au( h die Vei krJi i szulassung für ein Luftfahrtgerät dieses 
MusUus, so wird {ii(' Vün kc'hrszulassungsgebühr für das erste Stück 
nicht (M'liolx'n 


>M 


4. ÄrKhu uiKj (J(M V(M k(JiI s/i 1 iassung 


Ein Zehntel bis ein Drit¬ 
tel der Gebühren für 
die Verkehrszüiassiing 


5. Zwcritschrilt 

des Ln 11 tüchti(jk(M!s/('U(|nisses odru' des Eintragungsscheines 

6. Vorläiilige Vru kcJns/ulassung (§ 12 LuftVZO) 
a) Ein/(Jg(MuJiluigung 

(Ug L’Iugzruige (JnscJiließlich Motorsegler mit einem höchst- 
/ u! ä s s i f j (' n 1'J u cj (| env i (hl 


10 ,- 


bis 

i 000 

kg 




20^-. 


1 000 

i<q 

bis 

2 OÜO 

kg 

30,— 

Üt)(U' 

2 000 

kc| 

t)is 

5 700 

kg 

40,— 

ÜI)(U 

5 700 

i'() 

bis 

14 000 

kg 

50,-. 


M 000 

!<<) 

[)is 

50 000 

kg 

150,-- 

i'ibt'r 

50 000 

1«) 

!)is 

i ()() 000 

kg 

300,- - 

ütu'i 

100 000 

kq 




ÖOO — 


[)[)] DretJbigh'r 

(11 ul)-, 1 ü ■ a g - i.i 11 d f' 1 1 i g s ( 1 11' a 11 b c i') 

cc) LulLsctulte 
dd) Segetthig/(rug(‘ 
ee) Bemannte' Ballone 

|j) Sonsligr^s Liiltlahrtgeiät, soweit es nach der Prüfordnung 
für t/ufi tahi tgei äl ()rüfpflic:hlig ist 


gg) PUigmod(Jle 
h h) P (' r s o n c' n t cd 1 s ch i r m e 
i i) Slai'l gerate'. 

jc'doch Slail\vind(m 

b) Ailgenuam^ Cü'in'hnugung 


Gebührensätze wie für 
Flugzeuge einschließ¬ 
lich Motorsegier 

100 ,-- - 
10 -- 
10-- 

Gebührensätze wie für 
vergleichbares Luit¬ 
fahrtgerät, höchstens 
jedoch 300,— 

5,—•• 

5,— 

15 ~ bis 150,- -- 

5 


Die fünffache Gebühr der Ein¬ 
zelgenehmigung. Bei Flugzeugen 
einschließlich Motorseglern und 
Drehflüglern ist die fünffache 
Gebühr der Einzelgenehmigung 
nach der höchsten Gewichtsklasse 
der betroffenen Luftfahrzeuge zu 
berechnen. 


7. Lufttüchtigk('its/('u(jiiiss(i lür die Ausfuhr von Luftfahrtgerät 
{§ 13 LuftVZO) 


8. Erteilung einer beglaubigtc'n Abschrift aus der Luftfahrzeiigrolle 
(§ 18 LuflVZO) 


Gebührensätze wie für 
die vorläufige Ver- 
kehrszulassung 


10,- 
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II. Prüfungen von Luftfahrtpersonal 
f ii i 11 r I a u b n i s s e li n d besondere B e r e c h t i g u n g e ii 

DM 

1. Privdinug/.(‘ugfühi(‘r (§ b der Ib ijfordniing für Lufllahrtpcrsonal.PLP —) 80,— 

2. Bei ii[sfUigz(Migfiiln (‘i 2. Klasse (§ 9 PLP) 160,— 

3. R(rruisnngz('ugführ(M 1. Klassen (§ 13 PLP) 200,— 

4. Linienfliig/euglühtia (§ 17 PLP) 300,— 

5. Plivalhubsdiivviil)(M f(ih)(M; (§ 20 P1.P) 80,— 

(). Pliignavigaloi(Ml (§ 36 id,,P) 200,— 

7. riugitKpMiieuK' (Boidwarlcg (§ 39 PLP) 150,— 

8. Pührc'r von LuKsehiriMMi (§ 46 PLP) 150,- — 

9. FaLlschirinabs[)ring(M (§ 46 PLI^) 15,— 

10. SegeJfliig/rMjglübrc'r (§ 48 PLP) 15,— 

11. Preiballonführ('r {§ 55 PLI>) 30,— 

12. Idailxu iin VVa f!iiiHj.sdiiMisl Im riiig/.eiige und Hubschrauber {§ 67 PLP) 20,— 

13. Prüfer im LUxubolungsdiensl für !diig/,eLige und Llubschrauber 

(§ 69 PLP) ^ 20,— 

14. Prüfer für Stück- und Nachprüfung von Flugzeugen, Hubschrau¬ 
bern und f.uHs(hi(l(m (§ 70 PLP) ' ' ^ 40,-- 

15. Prüfer für Stück - und Nachprüfung von Luftfahrtgerät außer Flug¬ 
zeugen, Hubschi anbei 11 und Lidtschiften (§ 72 PLP) 20,— 

16. Flugdi(Misiberat(M- (§ 74 PLP) 40,— 

17. Nachprüfung für Ih'ühu für LidflaIvrtgerät und Fhigdienstberatcr Die Flälfte der jewei- 

{§ 76 PLP) ligen Gebühr 

18. lnsLru.rn(:rnt('nflügpridung (§ 27 PLP) 120,— 

19. K unsflliIgprü tung 

a) für Fhigzougführor (§ 25 PLP) 20,- - 

b) tür S('g(dflug/eugtülirer (§ 51 PLP) f5,— 

20. Scblrrpplliigprüfung (§ 52 PLP) 10, - 

21. Teilweise oder voflstarulige Wi(Mier}io1urig einer nichtbestandeneri Mindestens die halbe, 

Prüfung (§ 81 PL,P) jedoch nicht mehr als 

die jeweilige volle 
Gebühr 

22. tJbc'rprülifng (hu Inhabcu einer militärischen Erlaubnis (§ 27 Abs.2 


LvdtVZO) 10,-- bis 150,-- 

III. L t 1 a u b n i s s o u n d B e r G c h t i g u n g e n 


f i i, j; L u f 11 a h r t p e r s o n a 1 

1, Frt(ulün(j der Erlau hrus für Luftfahrt personal (§§ 26, 27 LuftVZO) 10,— 

2. Frt(^ilirng deutscher Ausweise nach Anerkennung ausländischer 

Erlaubnissen {§ 28 Abs. 2 und 3 LuIfVZO) 10,— 

.3. Erteiiirng besoiidcu eu Bei (xhlicj unc|en 

a) für Flüge nach insl i itnierilennugregeln IFR-Flüge (§28 PLP) 6,-— 

b) für Kiinsl-, Schh^p])- und Wolkenflug (§§ 24, 25, 51, 52, 53 PLP) 6,- 

4. Erteilung (hu Lrui rbertKiil igung {§ 65 PLP) 6,— 

5. Frweitcuiingen der Erlaubnisse und Berechtigungen (zum Beispiel 

§§ 7. 11, 28, 57, 65, 68 PLP) 6, 

6. Erteilung der Erlaubnis zur AU5>bi1dung von Luftfahrern und Fall¬ 
schi rmabspririgr^rn (§ 5 Abs. 1 Luflverkehrsgesetz [LultVG], § 33 

LuftVZO) 50,— bis 200,- 

7. Ausstellung (üner Zweitschrift 18»— 
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IV. /\ n 1 a g e ii n d Betrieb von Flugplätzen 


1. Cif!)(>hinifjting von Anlage'und Betrjeb 
aj (dru's Fkigluilens {§ 42 Lufl VZO) 

bj ('inc^s Landcyplal/es (§ 52 LullVZO) 
cj eines Sege^iriugge'ländes 57 LuftVZO) 

2. Genehmigung d(‘S Betricibes 

d) eines Flughc)(ens (§ 42 Luit VZO) 
bj eiricss Lando])laLz(is (§ 52 Lufl VZO) 
c) eines Segeltluggoländes (§ 57 Lu ft, VZO) 

3. Gestell tung öci Voi'arbcnli'n nach § 7 LuftVG 

4. Al)ndhiii(V|)riilLing ('iru's Flugpiat/fys 

a) eines FJuglndens (§ 44 Abs. 1 LullVZO) 

b) ('iiu's Land(‘plal'/('s (§ 53 Lidt.VZO) 

c) einc's Sc^gc'Jfliiggeländes (§ 58 LuftVZO) 

5. G('aehinigung wc'Si'ntlicbor Erweiterungen oder Änderungen der 
Anlage und des Betriebes eines Flugplatzes 

aj für Flughäfen (§ i) Abs, 4 LuItVG) 
bj für Landeplcit/e (§ 6 Abs, 4 LuftVCü) 
c) für Si'geJfiuggi'lände (§ 6 Abs. 4 LuftVG) 

6. Almdhiuept ülung ])ei wesentlichen Erw'eiterungen oder Ände¬ 
rungen der Anbigc' und des Betriebes 

a) eines Flughab'ns {§ 44 Abs. 1 und 4 LuftVZO) 

b) ('ines Ldnde])]dl/es (§ 44 Abs. 1 und 4, § 53 Abs. 1 LuftVZO) 

c) eines Segelfluggeländes (§ 44 Abs. L § 60 LuftVZO) 

7. Plcuil('sl,st(dlung (§ 8 LuItVG) 

a) für einen Flughalcm 

b) für einen Lancl(g>latz 

8. Genehmigung und Anderrmg der Benutzungsordnung und der 
Re g f^ 1 n n g d (u' F. n I g(4 (,c^ 

a) tiii- Fluglüit('n (§ 43 Abs. 1 LidtVZO) 

b) lüi Landeplätze (§ 43 Abs. 1, § 53 Abs. 1 LuftVZO) 

9. Genebmigung der Errichtung bisstimmter Anlagen nach § 15 Abs. 2 
Salz 3, § 17 Satz 2 Lu ft VG 

10. Bestimmung eines beschränk ton Bausduitzbereichs (§ 17 LuftVG) 
a j e i nes L and epl a fzes 
b) ('ines Sc'gelf! uggcdändc's 


DM 

200,— bis 1000,--- 
30,-- bis 300-- 
30,— 

100-- bis 500,— 
15,— bis 150,--- 
15 — 

Ein Zehntel der Ge¬ 
bühren nach Nr. 1 


200-- bis 1 000,— 
15, - bis 150,- ■ 
15,— 


100,— bis 500,— 
20,—- bis 100..— 
10—- 


100— bis 300„— 
10,— bis 50,— 

5,-- 

200- - bislOÖOr- 

30,— bis 300 — 


10,— bis 40,— 

10 ,— 

10 ,— 

25,— bis 100,— 

10 ,— 


VF V c ? j w V. n d n n g u n d Betrieb von Luftfahrzeugen 


1. Gemduulgung von Lufftahrlunternehmen (§ 20 Abs. 1 LuftVG, 
§ 63 f.uft VZO) 

2. Genedunigung c'iner Eluglinie (§ 21 Abs. f LuItVG) 

3. Genebmigung der (jcvwerbsmäßigen Verwendung von Luftfahr- 
zemgen für sonslige Zwecke (§ 20 Abs. 1 LuftVG, § 68 LuftVZO) 

4. Gcmc'hmigung von SeU)stkostenflügen (§ 20 Abs. 2 LuftVG, § 71 
LuflVZO) 


200,— bis 1 000,,— 
100,— bis 500,— 

100,— bis 500,— 

50,— bis 300,-- 


5. GeiK-dimigung von Lufllahrtveransiallungen (§ 24 LuftVG, § 75 

LiiftVZCA' 


30,-— bis 300,- - 
In der Gebühr sind die 
sonstigen nach diesem 
Abschnitt zu erheben¬ 
den Gebühren enthalten 


6. Ertaiibni.s zur IJntcvi schleitung der Sicherheitsmindesthöhe (§ 6 
Lu ft V e i;k cd 11 s o rd n 11 n g Lu f t VO - -) 


20,— bis 100.,- 
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7. Erlaubnis zum Abwerfen von Gegenständen (§ 7 LuftVO) 

8. Erlaubnis für Kunstflüge (§ 8 LuftVO) 

9. Erlaubnis für Schlepp- und Reklameflüge (§ 9 LuftVO) 

10. Erlaubnis für Außenstarts und Außenlandungen von Luitfahr¬ 
zeugen und Fallschirmabspringern (§ 25 LuftVG, §§ 15, 16 LuftVO) 

VI. Erlaubnis im Luftbildwesen 

1. Allgemeine Erlaubnis (§ 83 Abs. 1 und 2 LuftVZO) 

2. Sondererlaubnis (§ 83 Abs. 1 und 3 LuftVZO) 

3. Aufnahmeerlaubnis in Luftbildsperrgebieten (§ 83 Abs. 1 und 4 
LuftVZO) 

4. Erteilung eines Freigabevermerks (§ 88 LuftVZO) 

a) je Einzelaufnahme oder je Meter gedrehten Films 

b) für Zeichnungen oder Abbildungen 

c) für eine allgemeine Freigabe (§ 88 Abs. 3 LuftVZO) 

VII. Sonstige Amtshandlungen 
der LuftfahrtVerwaltungen 

1. Ausstellung von Besatzungsausweisen 

2. Erlaubnis zum Mitführen gefährlicher Güter (§ 78 LuftVZO) 

3. Erlaubnis zum Mitführen von Funkgeräten (§ 79 LuftVZO) 

4. Zustimmung zur Einrichtung von Bodenfunkstellen (§ 81 LuftVZO) 

5. Erlaubnis zum Weiterflug (§ 100 LuftVZO) 

für Luftfahrzeuge mit einem höchstzulässigen Fluggewicht 
bis 5 700 kg 
über 5 700 kg 

6. Erstellung von Gutachten gemäß § 32 Abs. 3 und § 62 Abs. 3 LuftVZO 
Grundgebühr 

zuzüglich Zuschlag je angefangene Arbeitsstunde 


DM 


50,— 

bis 

200.— 



50,— 

50,— 

bis 

300.— 

5,— 

bis 

200,— 



200,— 

5,— bis 

100,— 

10,— bis 

50,— 

— 10 bis 

5,— 

Mindestgebühr 

1,— 

1,— bis 

5,— 

10,— bis 

100.— 


10,— 

bis 

10,— 

100,— 

10 — 

bis 

15,— 

50,— 


30,— bis 500,— 
200— bis 1000,— 


20 — 
16,— 


VIIL Sonstige Verwaltungsakte 
im Bereich der Luftfahrtverwaltung 

Für die in den Abschnitten I bis VII nicht aufgeführten Verwal¬ 
tungsakte der Luftfahrtbehörden können Gebühren in Höhe von 
5 bis 500 Deutsche Mark erhoben werden. Bei der Festsetzung der 
Höhe der Gebühr sind die Grundsätze des § 3 Abs. 2 zu beachten. 


§ 13 

Schlußvorschriften 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten § 112 der Verordnung über 
Luftverkehr in der Fassung der Achten Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über Luftverkehr 
vom 15. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1371) 
und die Kostenordnung der Luftfahrtverwaltungen 
(Anlage 3 zu § 112 der Verordnung über Luftver¬ 
kehr) außer Kraft. Jedoch sind für Verwaltungsakte 
und Prüftätigkeiten, die vor dem in Absatz 1 ge¬ 
nannten Zeitpunkt beantragt, aber noch nicht erlas¬ 


sen oder beendet waren, die Kosten nach der Kosten¬ 
ordnung der Luftfahrtverwaltungen (Anlage 3 zu 
§112 der Verordnung über Luftverkehr) zu erheben, 
wenn diese für den Kostenschuldner günstiger ist. 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 3 des Ge¬ 
setzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 
(6. Änderung) vom 25. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 529) auch im Land Berlin. 


Bonn, den 8. November 1966 

Der Bundesminister für Verkehr 
Seeb ohm 
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